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der Handlungsfelder und der Alltagswelt aus;. 
'ländischer Eitern und Kinder. Obwohl die Bundes· 
regierung das Recht auf Bildung ajs Auftrag ver· 
steht, jedem Bürger. deo,Er141.erb einer abgeschlosse­
nen Berufsausbildung ermöglichen und d.ie 
Parteien für ausländische Jugendliclie gleiche· 
Ausbildungsmöglichkeiten wie für deutsche, 
Jugendliehet fordern, ist im Hinblick auf die 
tle'rufliche Ausbildung ausländischer Jugendlicher 
nicht nur eine Chimcenminderung, sondern 
Chahcenlosigkeit 

V. Seit 1967 hat der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung Modellmaßnahmen zur sprach· 
Iichen und beruflichen Eingliederung in der 
Trägerschaft des lnternationa.len Bundes für 
Sozialarbeit 'eirtgerichtet. 'Seit 1972 wercfun diese 
Berufsförderungsmaßnahmen für ausländische Ar· 
beitnehmer (befa) auch von den Bundesländern, 
seit 1975 zusätzlich aus dem Sozialfof'lds 'der 
Europäischen Gemeinschaft lnitfinanziert. 

VI.· Die Förderungsmaßnahmen sind Fortbildungs. 
und Umschulu'ngsmaßnahmen• im Sinne der ent· 
sprechenden Definition des Arbeitsförderungs· 
gesetzes. Sie werden berufsbegleitend in Abend­
und Ganztagskursen bzw. in Vollzeitform -ange· 
boten. Sie stellen ein in sich gescnlossenes System 
dar, in dem Lern· und Ausbildungsabschnitte• 
stufenartig aufeinander aufbauen. Hierfür werden 

(Vorbereitungskurse für Deutseht 
technisches Deutsch; Vorbereitungskurse fach· 
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praktischer Unterweisung) und fachbezogene Auf· 
bau'kurse angeboten. Die erforderlichen Prüfungen 
werden vor den Kammern abgelegt. 

VII. Die Ungewißheit der Aufenthaltsdauer einerseits· 
und der Arbeitserlaubnis andererseits, Sprach· 
Schwierigkeiten und mangelnde Information über 
Möglichkeiten der' Fort· und Weiterbildung, die 
Vorrangigkeit der deutsch eh Personengruppe bezüg· 
lieh Förderungsmöglichkeiten nach dem AFG 
gegenüber den ausländischen Arbeitnehmern, zu 
geringfügige Kostenerstattung bei Vorbereitungs· 
maßnahman durch die Arbeitsverwaltung, behin· 
dern die 'Teilnahme an Modellmaßnahmen. 

VIII. Die sozialpädagogische Beratungsmöglichkeit wäh· 
rend der laufenden Fort· und Umschulungsmaß· 
nahmen ist nur' in seltenen Fällen gegeben und 
müßte dringend ausgebaut werden. Eine auf die 
Bedürfnisse der ausiändischen und 
Erwachsenen abgestimmte Berufsbildungsberatung 
erscheint z;",ingend geboten. 

IX. Die Anerkennung von Berufsabschlüssen zumin· 
dest im EG-Bereich, aber insbesondere auch 
durch die Anwerbeländer, sollte im Interesse 
des Personenkreises unverzüglich realisiert werden. 

X. Berufsförderungsmaßnahmen für (!Usländische Ar· 
beitnehmer sind ·ein k)einer';. a,ber wohl 
dender Beitrag: um Ausländern die Eingliederung 
zu erleichtern und'ihrem Verweilen in der Bundes· 
republik Deutschland nicht nur einen Wert, •son· 
dern auch einen Sinn zu geben., 

Keine ·Berufsausbildung "zweiter Klasse" 
für Jugendliche 
Ergebni.sse der F.achtagung· 

Man war sich einig auf der 'Fachtagung des Bundesinstituts für 
Berufs.bildung als es ging, die Grundlagen für eine ver· 
stärkte berufliche Bildung .ausländischer Jugendlicher zu be· 
stimmen: Zu Facharbeitern ·"zweiter Klasse" sollen die, jugend· 
Iichen Ausländer, die in. der Bundesrepublik leben, nicht herab· 
gestuft werden. Arbeitgeber und Arbeitneh'mer, Bund und 
Länder bekundeten in Berlin - in bildungspolitisch selten 
gewordener Einmütigkeit -, daß auch ausländische 
liehe eine volle dreijährige berufliche Aqsbildung erhalten sollen. 
Von Kurzausbildungsgängen von zwei Jahren oder weniger 
wollten die BerufsbilduntJsexperten_ nichts wissen. 

Dies isf'Hann wohl auch wichtigste Ergebnis der Fach· 
tagung des Bun'desinstituts für Berufsbildung, die iiTIJllerhin 
erstm'als 180 Experten in Sachlni beruflicher von Aus: 
Iänderkindern gemeinsam an einen Tisch brachte. Warum die 
an der berufljchen Bildung 'beteiligten ·diese 
Position mit Vehemenz vertraten, beg'ründete der 
Generaisekretär des Berliner Forschungsinstituts, Hermann' 
Sclunidt, in' 'sein'im einführentlen Erläuterungen, als er darauf 
verwies, daß sich die Situation bei den noch zu knappen Aus· 
bildungsplätzen in ein paar Jahren; .grun(llegend verändern 
werde . .,Wir werden uns in absehbarer Zeit über jeden Jugend· 

freuen, der eine betriebliche Berufsausbildung anstrebt, 

weil im Laufe der nächsten 10 Jahre die Zahr Clerer, die in 
Ausbildung und Beruf eintreten werden, um 40 Prozent gegen· 
über heute gesunken sein wird. Wenn die 'Betriebe also nicht 
die für den Staat gertenden sozialstaatliehen Gebote im Hin· 
blick auf die Ausbifdung ausländischer Jugendlicher auf sich 
beziehen, so müssen sie es aus eigenem Interesse tun''. 

' . ln sechs Arbeitsgruppen wurden 'die folgend(ln Themen behan· 
deit: ' • ' 

- Voraussetzuqgen, die ausländische Jugendliche zu einer 
Berufsausbildung befähigen (schulische Yorbildung, ein· 
schließlich' der Motivation der Eitern und Jugendlichen) 

' . . 
Berufsvorbereitung, Berufswahl, Berufsberatung 

Praktische P'robleme der Berufsausbildung im dualen System 
(Betrieb und Ben.Jfsschule). ausbildungsbegleitende Maß· 
nah'men und Au'sbildungsplatzangebot • 

Curricula, Abschlüsse, Prüfungen 

der für die Berufsberat';lng tätigen 
(Aysbild!!r. Ausbildungsberater, Spzialberater), 

-·Modelle der beruflichen Fort· Ur)d,Weiterbildung 

Dabei die Experten zwei Aufgabenstellungen zu 
lösen: einmal (a) eine zusammenfassende Bestandsaufnahme 
der Lagel der ausländischen Jugendlichen. in• der beruflichen 
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Bildung und zum anderen (b) Empfehlungen zur Durchführung 
und Durchsetzung der angestrebten sozialen' Integration durch 
berufliche Bildung zu entwicKeln. 

ln den einleitenden Referaten der Fachtagung (die Eingangs· 
Überlegungen von Ursula Mehrländer sind in diesem Heft nach· 
zulesen) wurde insbesondere auf die sozia(e Situation und die 
Rechtsfragen der jugendlichen Ausländer bezug genommen. 

Landesarbeitsamtspräsident Harry Meisel (Baden-Württemberg) 
wies auf die histori;chen P;-allelen der heutigen Ausländerbe· 
schäftigung hin. Eine etwa um 1870 mit der 
einsetzende Zuwanderung von Arbeitskräften 
kumulierte 1910 in rund 1,3 Millionen Ausländer in Deutsch· 
land. Der Bevölkerungsanteil der 'betrug 
1900 rund 1.4 v. H., im Jahre 1910 bereits 1,9v. H. Anzunehmen, 
daß die Probleme damqls ·geringer waren a'ls, heute, nachdem 
der Anteil äer ausländischen Wohnbevölkerung an der Gesamt· 
bevölkerung der 'Bundesnipublik jnzwischen 
(1978) 6,5 v. H. beträgt, ist nicht richtig. Man muß vielmehr 
berücksichtigen, wie Hans Stirn, im Zentralblatt fü; Arbeits· 
Wissenschaft, zurecht feststellte, eine große Zahl von 
Minderheiten im Deutschen Reich leben. So bekannten sich 
1900 allein rund drei Millionen Reichsbürger zu Polnisch als 
Muttersprache. ln Preußen ergab die .Volkszählung vom 
1. 12.1905, daß bei einer Gesamtbevölkerung von 37,3 Millionen 
Menschen 3,6 Millionen ausschließlich Polnisch, Masurisch, 
Kassubisch und 0,6 Millionen eine andere nichtdeutsehe Mutter· 
sprache angaben. Das war in Preußen immerhin ein Anteil von 
über 10 v. H•. Reichsbürgern mit einer Muttersprache, 
also nichtdeutseher Abstammung. Speziell im Ruhrkohlen· 
bergbau lll!;ren 1913 von 409 900 Beschaftigten 164 100 
(28,5 v. H.) Ausländer Ende 1978 lag die Ausländerquote in 
diesem Wirtschaftsbereich bei 15,1 v.H. 

Der lntegrationsprozeß dieser Menschen hat damals drei Gene· 
rationen gedauert; erst in der dritten Generation war er schließ· 
lieh vollzogen. Aus ihr kamen zum Beispiel die bekannten 
Fußballer der 30er Jahre mit den östlich klingenden Namen. 
Angesichts dieser Erfahrungen y/aube ich nicht, daß es uns 
gelingen wird, trotz sicher besserer und umfassendr!rer Hilfe· 
stellung, wesentlich schneller zum Ziel zu Eine echte 
Integration der hier bei uns lebenden Ausländer dürfte- davon 
bin ich überzeugt - ebenfalls eine annähernd gleiche Zeitspanne 
umfassen, betonte Landesarbeitsamtspräsident Harry Meisel. 

Alle BemühJ.mgen um die soziale und berufliche Integration 
- so der Landesarbeitsamtspräsident in seinem Referat weiter­
seien ferner eingebettet in die Ausländerpolitik der Bundes· 
republik Hier würde eine Konsolidierung a4f der 
jetzigen Zahlenh,öhe bei gleichzeitiger.lntegration der Ausländer 
während ihres Aufenthaltes al}gestrebt. Dabei sei auch zu 
berücksichtigen, daß die Politik der Herkunftsländer darauf 
gerichtet sei,: die der"hier lebenden Aus· 
Iänder zu erhalten. darOber h'inausg!lhende Fort· 
schritte in der Integrationspolitik nur zu erzi(/len, wenn det 
soziale Friede in der Bundesrepublik erhalten bleibe. Er könnte 
gefährdet werden, wenn inländische und ausländische Jugend· 
liehe als Wettbewerber auch um besonders bef!ehrte Ausbildungs­
und Arbeitsplätze bei insgesamt unzureichendem. Angebot 
auftreten so abschließend Harry Meisel. 

Professor Wolfgang zeigte auf, welche rechtlich!ln 
Herr{r;rmisse einer Integration in das System der' Beryfsaus­
bildung entgegenstehen. Bei der Aufnahme auch einer Berufs· 
ausbildung für ausländische wird eine Arbeitserlaub· 
nis benötigt. Eine solche Arbeitserlaubnis zu eriangen ist jedoch 
nicht prbblenl'los. 'Die Erteilung einer .,besonderen Arbeits­
erlaubnis" (gern. § 2, 111 Arbeitserlaubnisverordnung"(AELO)) 
wird in· der P-raxis Raüm 'erfolgen. Vielmehr wird vor allem ü'ber-­
prüft; ob eine .,allgemeine Arbeitserlaubnis" (gern.§§ 1.4 AELO) 
erteilt werden kann. Für die Erteilung dieser Arbeitserlaubnis! 
werden zwei Dinge vorausgesetzt: !a) Zum ei,nen darf für den in, 

Frage stehenden Ausbildungs· und Arbeitsplatz kein geeigneter 
deutscher oder gleichgestellter Bewerber zur Verfügung stehen; 
(ö') zum zweiten muß der Ausländer eine- Wartezeit von zwei· 
Jahren erfüllt haben', auf die lediglich dann verzichtet werden 
kann, wenn der Jugendliche an berufsbrientierenden Vollzeit-
11'1aßnahmen von mindestens 1/2jähl-iger Dauer regelmäßig und 
bis zu deren Ende teilgenommen hat. 

f.uffassung von 'Däubler sind beide Bedingungeo mit dem 
geltenden Recht' nicht vereinbar. So habe das Bundessozial·. 
gericht einer besonders strengen Handhabe des I nländerv.or­
rangs, einen Riegel insofern vorgeschoben, als es ihn dann 
nicht anerkannte, wenn ein Ausbildungsbetrieb, der bereits 
eine angemessene· Zahl deutscher Auszubildender beschäftigt, 
nun· speziell für einen Ausländer einen Ausbildungsplatz schafft. 
Obwohl dieser Ausbildungsplatz natürlich auch mit einem 
Deutschen besetzt werden könnte, hat. hier der vom Arbeit· 
geber ausgesuchte BewtJrber einen Anteil auf Ertei!ung der 
Arbeitser!aubnis: Sobald es jedoch an einem solchen beson· 
deren Entgegenkommen der Arbeitgeberseite fehlt, muß erst 
nach geeigneten deutschen BewerbtJrn gesucht werden, erläu· 
terte der Referent Däubler. 

Besonders scharf kritisierte der Rechtsexperte die Wartezeit· 
bedingung ·der Bun'tlesanstalt für Arbeit von zwei Jahren. Zwar 
stelle diese Regelung gegenüber der Stichtagsregelung, die alle 
nach dem 1. 1. 1977 eingereisten Jugendlichen überhaupt von 
jeder Arbeitserlaubnis ausschloß, einen großen Fortschritt dar. 
Oberhaupt e/ne Chance zu bekommen ist für viele von existen­
tieller Bedeutung. Die Wartezeitregelung bringt jedoch ebenfalls 
Probleme mit sich: Die Wartezeit, durch Teilnahme an berufs· 
orientierenden Maßnahmen abkürzen. zu können, ist zwar im 
Grundsatz sinnvolle Regelu11g. Dennoch, so Däubler 
weiter, gebe es eine Reihe von.Fällen, die auch mit der neuen 
Regelung nicht hinreichend gelöst werden könnten. Der Rechts· 
experte fragte z. B., was geschieht an den Orten, an denen keine 
Vollzeitmaßnahmen von mindestens halbjähriger Dauer ange· 
boten werden? Was geschieht, wenn sie angeboten werden, 
den Interessen des Jugendlichen jedoch nicht entsprechen? 
Was geschieht, wenn Jugendliche den Besuch des Kurses ab· 

1
brechen7 in .a/1 solchen Fjjl/en·/äuft die zwei Jahre Wartefrist 
auf e}rie Zwangsarbeitslosigkeit hina'u$. Des weiteren stünde die 
Wartezeitregelung nicht mit Recht auf Bildung des Grund· 

(Art. 2 Abs. 1) in Einklang, da es' Deutsche und Aus· 
Iänder gleichermaßen beträfe .. Als besonders merkwürdig wertete 
Däubler die Tatsache, daß deutsche Staatsbürger einen 'Prozeß 
führen mit der Begründung, die Einführung der 
in den Harnburgischen Schulen verstoße gegen das Grund· 
recht . auf Bildung und andere Mitbürger das Verwaltungs, 
gericht bemühen, um aus dem Recht auf Bildung· ein Recht 
auf Latein-Unterricht ab der 5. Klasse abzuleiten, während es 
bei Ausländern überhaupt erst mal darum ginge, dle eiemim: 
tarsten Voraussetzungen für eine Integration' in das' Bildungs:. 
system zu schaffen. ' ' 

Nach Auffassung des Generalsekretärs des BIBB bieten die näch·' 
sten fünt Jahre auf absehbare 'Zeit zum letzten Male die Chance, 
größere Schülerjahrgänge ausz\-lbilden und damit \l'orsorge 
für die nächsten 40 Jahre des .Berufslebens einer jungen; Gene· 
ration zu treffen und die wirtschaftliche Entwicklung der• 
B,undesrepublik zu si<;hern. Dabei komme den ausländischen 
Jugendlichen, von denen die Mehrzahl - wie {llan wisse -
in der Byndesrepublik bleib,en wolle, eine besondere Rolle zu. 
Daß es f11it gl:{tem und der Proklamation von richtigen 
Zielen allein nicht getan ist, wurde den 
auf drastische Weise durch zwei Zahlen verdeutlicht: 

a), von 120 opo ,ausländischen Jugend; 
lichen.befinden sich nur knapp 30 000 in einer,betrieblichen 
Berufsausbildung ' • ' 

b) im Schuljahr 1978/79 besuchten nicht einmal die Hälfte 
der berufsschulpflichtigen ausländischen Jugendlichen '-die, 
Berufsschule. 
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Diese bedrückenden Daten, zeigen, wie wenig-bislang die-Berufs­
biidung als Instrument 'zur Integration von• ausländischen 
Jugendlichen genutzt wir,!:l. Eine Berufsausbildung stellt aber 
nahezu die letz'te Chance dar', die Eingliederungsdefizite von 
Schule und Familie auszugleichen. Auf der Berliner Tagung 
wurde erklärt, warum die Betriebe bisher skeptisch den Aus­
län'ctern gegenüberstanClen. Fallst!.Jdien, die fn vier 

wurdefl, zetgen,,daß es die folgenden 
sind: 

- Befürchtvng ,zu geringer Sprachkenntnisse, urri die Aus­
bildung erfolgreich absolvieren zu können; 

- &efürchtung zu geringer ,Schulkenntnisse, um dem Berufs­
schulunterricht folgen zu können; 

- Risiko, der Rückkehr ins Heimatland nach Abschluß der 
Au'sbildung, wobei sich als wichtig herausgestellt 

des Wel')rdienstes; • 

- schlechte persönliche Erfahrung mit der Ausbildung jugend­
· 

B'efürchtung mangeln.der wie 
lichkeit, Ausreden für Nichtanwesenheit im Betrieb, Behör­
denbesuch, Krankheit, Überziehen des Urlaubs etc.; 

ke1n Angebot vorrAusbildungsplijtzen mit intensiven KofTimU· 
zu deutsch11n (Stamm-) Kunden; 

Übera.ogebot deutscher Stelleobewerber; .• 

Befürchtung von Ausbildungsmehrkosten. 

Trotz dieser weitverbrei'teten Skepsis zeigt die' Mehrzahl der 
- so di!l 

tler FacKtagung '- dann eine,. größere Bereitschaft die aus­
ländischen Jugendlici:Jen aufzunehmen und auszubilden, sobald 
diese den gängigen sprachlichen und qualifikatorischen Anfor­
derungen (Hauptschulabschluß) entsprechen könne. 

Aber nicht nur auf Seiten der Betriebe besteht eine gewisse 
Zurückhaltung, ebenso ist dies bei den ausländischen Jugend­
lichen selbst zu finden. Dabei sind die folgenden Punkte von 
Bedeutung: . 

' 

- llJangelndes Bewußtsein um. die Notwendigkeit' von beruf­
Jichen Ausbildungen bei•Jugendlichen und Eitern; 

zu kurzfristige' .Orientierung in Richtung auf hohen Ver­
dienst; 

I nforr;nationsdefizite; 

bevorstehende Rückkehr in das Heimatland; 

-. mangelnae Qualifikation; 

Resignation wegen vorhandener Sprachdefiiite; 

Rasigration in Anbetracht vermuteter 
stäpde; 

kritische Haltung den SteilEm anbietenden Betrieben gegen-
über. ' 

Gemäß dieser BIBB-Analyse •richteten sich die Überlegungen 
zu den Maßnahmen, die die Fachtagung vo;schlug, auf Kurse 
zur sprachlichen Förderung der aus.ländisch;n Jugendlichen 
und zum Abbau von Informationsdefiziten bei den Ausländern. 
Um in Zukunft erfolgreicher als bislang Berufsinformationen 
an die 'ausläntlischen Jugendlichen und deren Eitern zu ver­
mitteln, verwiesen Teilnehmer auf die verschiedensten Erfah­
rungen. einer, daß Einladungart zu .. Elternabenden 
in,,einer türkischen· Jungarbeiterklasse ohne Resonanz blieben. 
Kaum einer der Eitern, erschien bei ·den abendlichen Treffen. 
Dies -änderte sic;h schlagartig,, als die Berufsschullehrer die 
Eitern zu einem gemeinsa,men E.ssen an einem Samstagnach­

.mittag, einluden. Fast alle türkischen Eitern erschienen. Eitern, 
Schüler und Lehrer konnten erstmals üper die Ausbildungs­

di,skutieren,. 

Hermann Schmidt betonte, daß diese oder ähnliche lnforma­
auf die Betriebe übertragbar seien. Betriebe, 

die sich' über einen Manger an der an 
einer Ausbildung beklagten, 'müßten sich fragen lassen, warum 
oft nicht einmal Kinder der bei beschäftigten aus­
ländi'S.chen Ar'beitnehmer eine berufliche Ausbildunb bekämen. 
Eine Oberzeugung der Ettern die Notwendigkeit beruf­
licher Bildung dürfte nirgends leichter fallen in 'den Betrieben 
selbst. 

EMPFEHLUNG ·DES lANDESAUSSCHWSSES*) 

d.er 'ju.gendlicJler Ausländer 
Landesausschuß 

I l ' 

Derzeitige Situation 

in leben derzeit et\1\{a 30 OQO 
Jugendliche im Alter zwisrhen und 18 Jahren;.dies,Jmtspricht 

;V-.1-J.. der BevölkerungsgrupP.e.,,Bis 1990 
ist, damit z4 daß .,sich. die Zqhl, .der' 
Jugendl,ichen wird. 

Zu( Zeit H'abeo,nur 25·v: H. der ins er\1\ll!rbsfähige Alter kommE!IJ· 
dem aU'sländischen .:lugendliche,n den deutschen .Ha!,lptschul­

Aus einer Befragllng"ergab sich;daß zur Zeit etwa 46 v.l-t. der 
in Baderf:Württemöerg leb'end'en! Äusläntler hier bleiberr woller\>, 
etwa' 30' v. H. wollen 'irgendwanri in ihr Heimatland -zurück'­
kehren und' nur 25v. H. haben konkrete"Rückkehrvorstellll)1gen; 

*) Durch ein technisches Versehen ist im Sonderheft Dezember 1979 
von Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis nicht darauf hinge­
wiesen worderl, daß die dort abgedruckte Empfehlung zur beruf­
lichen Bildung behinderter Jugendlicher I(Om Landesausscttuß 
verabschiedet wurde, .... 

Hinsichtlict-r des Berufswahlverhaltens der ausländischen Jugend­
lichen ist fystzustellen 1 daß ein Gefälle' in der Wertschätzung 
zwischen geistiger Arbeit !Jnd Handarbeit besteht und jugend­
liche Ausländer oft". zu )nspruchsvolle .. Ausbildungsgänge an­
streben. 

Von den. in den öffllntlichen Berufsschulen des Landes ein­
geschulten Ausländern hatten im Oktober 1978 nur 43 v. H. 

Ausbildurgsvertrag, 30 v. H. waren als Jungarbeiter 
v. H. vyaren ' . 

Insgesamt zt::igt sich.- daß ,die,. Problemgruppen nicht primär 
diejenigen ,jugendliche!') Ausländer sind, die das. hiesige Schul­
system von Anfang ap durchlaufen haben, sondern die ,aus­
ländischen die' erst zu ei,nem 
in .das deutsche Schulsystem eingetreten oder:. die erst nach 

.Absolv!erung der in ihrem :in die 
Buhdesrepublik gekommen sind. Für diese Jugendlichen sind 
die hauptsächlichen Grunde für··die ·Schwierigkeiten der Ein­
gliederun!l. in,das Berufsleqe,n u. a. folgende: 

I ntegra<tJonsschwierigkeiten wegen ma':lgelnder.Sprachkennt­
nisse; 


